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The ‘engineering’ method of understanding urban planning, frequently associated with 
the strategies used under totalitarian rule, is thus the one that, to a certain extent still re-
mains in the Brno Conceptions. “A significant idea that has persisted up into the 21st cen-
tury is the conviction that the handling of space is the foundation of maintaining influence 
on social phenomena and the life that takes place in the city” (p. 229). At the root of the 
trust3 in expertise and science, we can see again the theoretical concepts of the ideas of 
Modernism, similar to the mentioned strategy of refusing or criticising previous urban 
plans and interventions within all of the investigated Brno urban plans.  

Post-socialist means standing on the breaking point “of achieving a certain new situa-
tion” (p. 125), declares F. in her argumentation over the use of the term “(post)socialist 
city”. In the period following the social and political changes in 1989, the idea of planning 
became something of a taboo in Central Europe, not only in society at large but also in city 
administration. This “silent” period of urban planning (p. 10) was associated with the reve-
lation of the power-strategies and totalitarian overreach of the engineering-oriented pro-
cess of decision making, which negatively influenced its reputation among the general 
public and experts throughout the 1990s, leading to a shift towards a more liberal and indi-
vidualistic approach.  

However, most recently there has emerged a growing wave of interest in planning, not 
only in terms of scholarly research but even from within post-socialist society. Frequently, 
the fragmentary and “unplanned” decisions of city administrations in questions of con-
ceiving the environmental and other aspects of city development have activated the civic 
society in these cities. The number of citizens’ initiatives and associations that have an in-
terest in participating in and changing the construction, transport or social plans of cities 
formed to a large extent by the strategies of private investors is continually on the increase.  

Even though she has strictly adhered to the study only of “historic” plans for the city of 
Brno, F. has also revealed and indicated these contemporary social changes. She has un-
covered the changing form of the (post)socialist city as it gradually loses its specifically 
“socialist” features in comparison to other European cities and yet at the same time retains 
the continuity of a kind of revolutionary expectation of the “new situation”, just as can 
now be seen in today’s social processes running across the entire “Western” world.  

Bratislava Peter Szalay 
                                  
3 The concept of trust in systems of expertise is used by ANTHONY GIDDENS: The Conse-

quences of Modernity, Palo Alto 1990, p. 11, as one of the characteristic elements of 
modernity as the “method or organisation of social life that emerged in Europe around 
the 17th century and became more or less worldwide”. 
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So hilfreich eine Dokumentation von Tagungsbeiträgen sein mag, so wenig folgen die dar-
aus hervorgehenden Veröffentlichungen den herkömmlichen Regeln gezielt zusammenge-
stellter Sammelbände – von Monografien ganz zu schweigen. Das vorliegende Buch ist 
aus einer Tagung hervorgegangen und trägt die entsprechenden Merkmale eines unvoll-
ständigen Mosaiks, dessen Teile weder auf einer Ebene liegen noch die gleiche Oberflä-
chenstruktur haben und nur teilweise ineinandergreifen. Seine siebzehn Beiträge behan-
deln auf unterschiedliche Art und Weise verschiedene Aspekte eines zudem sehr breit ge-
fassten Themas. Dennoch ist der Titel Legitimation und Protest mehr als eine Klammer, 
die den Beiträgen äußerlich bleibt, oder die Angabe eines kleinsten gemeinsamen Nenners. 
Er benennt vielmehr einen Zusammenhang, in den sich dieses Potpourri von Aufsätzen 
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sinnvoll stellen lässt und deutet die Aktualität und Größe der Fragen an, die hinter den 
Beiträgen stehen. 

Zugespitzt lässt sich formulieren, dass es bei diesen Fragen um die Legitimierungsfä-
higkeit der nach 1989 eingerichteten Gesellschaftsordnung und ihrer Politik geht. Die 
Hrsg. rücken die von ihnen durchgeführte Tagung in den Kontext der sogenannten „Bewe-
gungsforschung“. Zu Recht wird in der Untersuchung sozialer Bewegungen in Polen und 
anderen ostmitteleuropäischen Ländern für die Zeit nach der Zäsur von 1989 ein Desiderat 
gesehen. Nach dem Zusammenbruch des Sowjetsystems und der Herrschaft der Kommu-
nistischen Parteien kamen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft rapide Wandlungspro-
zesse in Gang, die die private und berufliche Situation von vielen Millionen Menschen 
ebenso verändert haben wie die Struktur ihrer sozialen Beziehungen, das öffentliche Leben 
und die Verteilung politischer Macht, Einflussmöglichkeiten und Abhängigkeiten. Die 
Frage danach, was für Protestbewegungen sich in diesem Kontext bilden und wogegen sie 
antreten, erscheint richtig und wichtig, da sie Einblicke in die gesellschaftlichen Kräfte-
verhältnisse und Problemkonstellationen der östlichen EU-Mitgliedsländer versprechen.  

Trotz einiger allgemein gehaltener Beiträge sowie Ausführungen zu Protestbewegungen 
in Ungarn, Ostdeutschland und der Ukraine bildet der polnische Fall den eindeutigen 
Schwerpunkt des Buches, dessen Bezugsrahmen eher von den Visegrád-Staaten als von 
Ostmitteleuropa insgesamt gebildet wird. Die Aufsätze präsentieren sich dem Leser in vier 
Rubriken: „Populismus, Protest und Systemtransformation“, „Rechtsradikalismus und An-
tisemitismus“, „‚Alter‘ und ‚neuer‘ sozialer Protest“ sowie „Legitimität und Erinnerungs-
kultur“. Die Gruppierung der Aufsätze und ihre inhaltliche Durchsicht lassen ein Bild ent-
stehen, in dem vor dem allgemeinen Hintergrund der politischen und wirtschaftlichen Neu-
ordnung verschiedene Facetten „gesellschaftlicher Unruhe“ ausgelotet werden. Diese rei-
chen von rechtskonservativen Rekursen auf das als bedroht wahrgenommene Eigene in der 
Parteipolitik über spontan organisierten Protest einzelner Interessengruppen gegen die so-
zialen Kosten der Umstrukturierung bis hin zu linksalternativen Bewegungen, die sich 
ähnlich wie in anderen Ländern der Welt gegen spezifische Benachteiligungsstrukturen 
von Frauen wenden, die ökologischen Auswirkungen lokaler Industrialisierungsprozesse 
nicht hinnehmen möchten oder für eine sozialverträglichere Form des wachsenden welt-
weiten Wirtschaftsverkehrs eintreten. Im letzten Abschnitt werden zudem noch die gerade 
in Polen recht massiven Konflikte hinsichtlich des nationalen Erbes und der Bewertung der 
jüngeren (und ferneren) Vergangenheit thematisiert.  

Ohne in allen Beiträgen explizit Thema zu sein, zieht sich der Aspekt „Populismus“ wie 
ein roter Faden durch das Buch, und obwohl auch linkspopulistische Bewegungen ange-
sprochen werden, überwiegen die Ausführungen zu rechtspopulistischen und rechtsradi-
kalen Parteien und Einstellungen deutlich. Dabei werden Populismus und Rechtsradika-
lismus zwar in thematisch voneinander getrennten Abschnitten behandelt, treten aber aus 
inhaltlichen Gründen nicht nur in einem engen Zusammenhang mit dem Systemumbruch, 
sondern auch in einer gewissen Nähe zueinander auf. Populismus stellt sich hier wieder-
holt als parteipolitische Argumentationsstrategie dar, die ein in Teilen der Bevölkerung 
verbreitetes Misstrauen gegenüber den Eliten und der von ihnen repräsentierten Ordnung 
artikuliert, ohne die demokratische Rechtsstaatlichkeit unmittelbar zu bedrohen. Demge-
genüber wird der Rechtsradikalismus vor allem am Beispiel der von der Jobbik angeführ-
ten, radikalen und teilweise offen militanten Protestbewegung in Ungarn thematisiert, die 
durch eine große Anzahl subkultureller Organisationen getragenen wird und nur vor dem 
Hintergrund einer massiven politischen Krise parteipolitische Repräsentanz erlangen 
konnte. Allerdings: So entscheidend und eindeutig die Differenzen zwischen rechtem Po-
pulismus und Radikalismus einerseits sind, so fließend können die Übergänge bei den 
verwendeten Argumentationsschemata und den Einstellungsmustern potenzieller Wähler-
gruppen andererseits sein. Im vorliegenden Sammelband schlägt sich diese reale Nähe in 
zahlreichen Überschneidungen zwischen Beiträgen in den ersten beiden Abschnitten nie-
der.  
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In diesen Überschneidungen ist ebenso wenig ein Zufall zu sehen wie in der Tatsache, 
dass den reaktionären Strömungen recht viel Platz eingeräumt wird. Denn unabhängig vom 
Grad ihrer Radikalität kommt den Bewegungen, die sich gegen die Entscheidungsträger 
der Übergangszeit und die Strukturen der neuen Ordnung wenden, in Politik und Gesell-
schaft ein relativ großes Gewicht zu. Dies gilt derzeit vor allem für Polen und Ungarn, fin-
det sich weniger ausgeprägt und in anderer Form aber auch in Tschechien und der Slowa-
kei. Demgegenüber scheinen die Bewegungen, die in relativem Einklang mit den neuen 
Verhältnissen für legitime Gruppeninteressen oder alternative Lösungen für anerkannte 
Gegenwartsprobleme eintreten, eher marginalen Charakters zu sein. Solche Protestbewe-
gungen werden im vorliegenden Sammelband als „neuer“ sozialer Protest in eine Tradi-
tionslinie mit den „alten“ Bürgerbewegungen gestellt, unter denen hier die demokratischen 
Oppositionsbewegungen gegen den Kommunismus zu verstehen sind. Aus den entspre-
chenden Beiträgen geht hervor, dass etwa frauenemanzipatorische oder ökologische Pro-
teste auch in Ostmitteleuropa inzwischen nicht mehr sonderlich „neu“ sind. So hat es unter 
anderem in Polen bereits in den 1980er Jahren nicht nur lokale Mobilisierungen gegen 
ökologisch bedenkliche Infrastrukturprojekte, sondern auch umfassendere Umweltschutz-
bewegungen gegeben. Allerdings wurden sie, wie so vieles andere auch, in der Zeit des 
Kommunismus von gewichtigeren Konflikten in den Schatten gestellt. Durch die politi-
schen Mehrheitsverhältnisse in den neuen Demokratien, die grob verallgemeinernd durch 
liberale und konservative Grundhaltungen dominiert werden, setzt sich die Untauglichkeit 
klassischer links-rechts Einteilungen in gewisser Weise bis heute fort. Denn in den von 
schnell voranschreitenden Modernisierungs- und Individualisierungsprozessen betroffenen 
Transformationsgesellschaften sind es nicht die partizipationsorientierten Protestbewegun-
gen, die die öffentlichen Diskussionen immer wieder zu dominieren wissen, sondern 
rechtspopulistische Invektiven.  

Durch die Vielfalt der in ihrer Qualität naturgemäß variierenden Beiträge ermöglicht 
Legitimation und Protest insgesamt nicht nur Einblicke in mehr oder weniger interessante 
Einzelphänomene, sondern ist vor allem als Abbildung einer spezifischen Gemengelage in-
formativ. Da von den Hrsg. weder eine bewusste Zusammenstellung noch eine prüfende, 
sich auf den gesamten Inhalt beziehende Abwägung stattgefunden hat, darf diese tour 
d’horizon zwar nicht mit einem repräsentativen Überblick oder gar einer allgemeinen 
Analyse verwechselt werden. Trotzdem ist die Tagungsdokumentation instruktiv, vor al-
lem wenn man die Einzelbeiträge in ihrem Zusammenspiel liest.  

Göttingen Lisa Bonn 
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Nach dem EU-Beitritt Polens am 1. Mai 2004 nutzten Hunderttausende Polinnen und 
Polen die neue Arbeitsfreizügigkeit und suchten vor allem in (Nord-)Irland und Großbri-
tannien neue legale Beschäftigungsmöglichkeiten. Zwar verhängte Deutschland für neue 
EU-Mitglieder bis 2011 eine Arbeitsmarktsperre, doch zählt das Nachbarland schon seit 
Jahrzehnten zu den Zielländern polnischer Migration, was von den Hrsg. des Sammelban-
des als Begründung herangezogen wird, den Kreis der besprochenen Länder um Deutsch-
land zu erweitern. Die massenhafte Ausreise vor allem junger Fachkräfte wird in Polen 
nicht nur in Politik und Medien breit diskutiert, sondern beschäftigt auch zahlreiche So-
zialwissenschaftler und -wissenschaftlerinnen, die die Ursachen und daraus resultierende 
politische, soziale und ökonomische Konsequenzen der Migrationsbewegungen für Her-


